
Keine Entwarnung
Engagiert diskutiert im GA-Aktions-Blog dieser Woche: die Entscheidungen zur Bundeswehrreform

Die Bundeswehrreform trifft alle Regionen Deutschlands, die Rheinschiene besonders, auch
wenn die Entscheidungen über das Verteidigungsministerium dank des Einsatzes der NRW-
Minister im Bundeskabinett vertagt wurden. Aber das kommt keiner Entwarnung gleich.
Die aktuelle Debatte bot viel Diskussionsstoff im Aktionsblog auf der Internetseite des Ge-
neral-Anzeigers. Moderiert hat GA-Chefkorrespondent Ulrich Lüke.

Heidi
Für die Bundeswehrreform und damit verbunden die Schließung mancherlei Standorte gilt
genau dasselbe wie für das Gejammer um die Erhaltung der Arbeitsplätze der Rumpfminis-
terien: Man kann einfach nicht beides haben, die Quadratur des Kreises ist bisher noch nie-
mandem so recht gelungen. Man kann einfach nicht sparen und sagen: Es trifft sicher nicht
mich.

Bernd
Es geht doch nicht alleine um Arbeitsplätze oder das Ortsschild mit der Zusatzbezeichnung
„Bundesstadt“. Es geht vielmehr darum, dass versucht wird, ein Gesetz auszuhebeln. Die
Bundeswehrreform wird die Dienststellen nicht sofort treffen, wird im Rahmen des Zeitpla-
nes aber deutliche Einschnitte für die betroffenen Soldaten und zivilen Mitarbeiter bringen.
In Bonn oder Köln notfalls einen neuen Arbeitsplatz zu finden, ist auch sicherlich einfacher
als auf dem platten Land. Im politischen Geschehen hat derzeit zudem die Finanzlage deut-
liche Priorität: So lange sich diese nicht erholt hat, sollten erhebliche Kosten im Rahmen der
Bundeswehrreform zurückgestellt werden. Abgesehen von der Gesamtänderung und der
Kosten für Umzüge, Unterbringungsfälle, Trennungsgeldempfänger, steuerliche Berück-
sichtigung usw. kostet die Reform eine riesige Summe.

Wolfgang
Für Bad Neuenahr-Ahrweiler ist die Entscheidung der Bundeswehrreform eine ganz bittere
Pille. Was das Verteidigungsministerium in Bonn anlangt, irritiert mich sehr, dass sich der
amtierende Verteidigungsminister offensichtlich nicht an ein geschlossenes Gesetz halten
will; denn es scheint ganz klar zu sein, dass er von seinen Vorstellungen zur Verlagerung
des größten Anteils der Stellen nach Berlin nicht abrücken wird. Hier kann man Dr. Röttgen
für seine klare Stellungnahme nur danken und ihn ermutigen, seinem Kabinettskollegen den
beabsichtigten Gesetzesverstoß nicht durchgehen zu lassen. Ein ganz trauriges Bild gibt der
Bonner Oberbürgermeister Nimptsch nicht nur in dieser Frage, sondern in seiner gesamten
bisherigen Amtszeit ab. Er mag ja ein guter Schulleiter gewesen sein. Aber als OB versagt er
auf der ganzen Linie. Er kann es nicht und wird es auch nicht mehr lernen. Der Schuh ist
doch zu groß für ihn.

Matthias
Hallo, eigentlich ist die Sache ganz einfach: alle Ministerien in Berlin zusammenführen! Das
gibt einmal großes Geschrei und Kosten, aber dann ist’s gut. Ich kann gut verstehen, dass
man als Bonner nicht auf all die schönen Arbeitsplätze verzichten möchte, aber die Ministe-
rien gehören zur Regierung, und die sitzt nun mal in Berlin. Ich glaube, dass es auch nur
noch eine Frage der Zeit ist, bis sich dieser natürliche Zustand auch bei uns einstellt (spätes-
tens, wenn im Gros die Politiker am Ruder sind, die ihr politisches Leben komplett in Berlin
zugebracht haben). Und mal ganz ehrlich: wenn man sich mal anguckt, was in Bonn so alles
an Ämtern und Behörden sitzt, dann wird einem angesichts des Heulens und Zähneklap-
perns wegen ein paar Tausend Ministerial-DP richtig schlecht.

Pete N.
Dieser ganze Berlin-Hype geht nicht nur mir mächtig auf die Nerven. Ich kenne niemanden,
ob jung oder alt, der freiwillig dahin möchte. Viel zu weit ab vom Schuss. Die Musik spielt
immer noch in Westeuropa, in Brüssel, London, Paris oder Madrid. Da liegt Bonn einfach
näher dran. Bezüglich des Umzuges soll doch alles wieder hierhin, wär doch auch mal zu
überlegen.
Außerdem sollte man mal Unternehmen wie Lufthansa und Siemens sagen, sie sollen ihre
Standorte zusammenlegen, weil das günstiger wäre. Die kämen aus dem Lachen nicht mehr
raus. Ich führe selber ein Unternehmen, das in mehreren Ländern tätig ist und habe Mitar-
beiter aus anderen Ländern noch nie persönlich gesehen, aber mit modernster Kommuni-
kation kann ich sie jederzeit sehen und sprechen. Und günstig ist es auch noch. Hier in NRW
lebt über ein Fünftel aller Deutschen, da sollte auch die Regierung entsprechend vertreten
sein!

Ulrich
Jetzt ist die Katze aus dem Sack: Ohne Berücksichtigung des Ministeriums werden in Bonn
die Dienstposten von 3.690 auf 3.470 reduziert! Also um 220. Und vom Ministerium müssen
dann noch einmal etwa 500 wieder hinzugerechnet werden. Nur so kommt man auf die
Dienstpostengarantie von 4.000 auf der Hardthöhe. Aber mit anderem Stellenwert, der die
Kaufkraft pro Kopf erst einmal zumindest theoretisch auffangen kann. Die Realität sieht
aber anders aus: Insgesamt fallen Dienstposten weg oder sind schon weggefallen. Wegzug
von Firmen, Dienstleistern, Verbindungsbüros etc. kommen dazu. Bislang ist alles in Bonn
mehr als gut kompensiert worden. Aber man darf nicht die Abhängigkeit von der Standort-
wahl großer Konzerne übersehen.

Heidi
Fest steht doch: Sicher ist nur die Veränderung. Es geht den Bonnern halt so wie anderen
Menschen an anderen Standorten auch: Ihre Pfründe fallen weg. Anstatt sich mal was Neues
zu überlegen, will halt jeder einen fetten Geldbeutel behalten. Mich regt das Getue der Bon-
ner wirklich allmählich auf.

Ulrich
Das Getue der Bonner wehrt sich ganz einfach gegen Gesetzesbruch und damit gegen einen
Verstoß gegen die Grundzüge unserer Demokratie! Wer diese Verfahrensweise verteidigt
und fordert, muss sich nach seinem Grundverständnis fragen lassen. Wer hindert die Politik
an einer entsprechenden Gesetzesänderung? Es ist einfach, Forderungen zu stellen, gleich-
zeitig über die augenblickliche finanzielle Situation des Staates zu lamentieren und Milliar-
den an Kosten durch den Umzug außer Acht zu lassen.

Wolfram
Ich finde, jedes Gesetz muss mit der Zeit gehen, auch das Bonn/Berlin-Gesetz. Was
1991/1994 richtig war, muss 2011 nicht mehr richtig sein. Wie man hört, stehen viele, vor
allem junge BMVg-Mitarbeiter/innen, Schlange, um zu denjenigen zu gehören, die nach
Berlin wechseln können. Mit der jahrelangen ermüdenden Bonn/Berlin-Diskussion ist da-
her ein ganzes Stück Heuchelei verbunden. Geht es doch letztlich weniger um die Arbeits-
plätze, sondern vielmehr ums Prestige, weiter Ministeriumsstandort bleiben zu wollen. Nur
dass außerhalb des Verbreitungsgebiets des GA kaum noch jemand weiß, dass sich hier
überhaupt Ministerien befinden. Daher mein Plädoyer für eine Änderung des Bonn/Berlin-
Gesetzes: Konzentration der Ministerien mit ihren Kernaufgaben in Berlin, Abspaltung der
Bereiche, die nicht unbedingt Teil eines Ministeriums sein müssen und auch eine Bundeso-
berbehörde bilden können, in Bonn.

Daniel
Dem kann ich absolut zustimmen! Ich wohne nun seit vier Jahren in Bonn und sehe daher
die Diskussion um das Bonn-Berlin-Gesetz als eine von Nostalgikern geführte.
Das Ziel des Bonn-Berlin-Gesetzes ist erreicht worden, und damit kann es nun geändert
werden! Das wird jedoch nicht dazu führen, dass sämtliche Ministerien umziehen – siehe
Teilungskostenbericht. Dass jedoch dieses Gesetz einer Verschlankung und damit auch
Kostenreduzierung eines Ministeriums im Wege steht, kann ich als Steuerzahler nicht hin-
nehmen! Mit-Bonner, seid auch mal solidarisch mit dem Rest der Republik.

Bernd
Sehr geehrter Daniel, auch wenn ich ein Nostalgiker sein sollte, wozu hat damals die Regie-
rung ein Gesetz geschaffen. Wenn Gesetze, ohne akute Not, beliebig geändert werden kön-
nen, wozu brauchen wir dann noch Gesetze? Als ebenfalls Steuerzahler sehe ich den Kos-
tenbedarf, der durch den Umzug von Ministerien nach Berlin entsteht. Alle Probleme die
aus einer Aufteilung des BMVg zwischen Bonn und Berlin vorhanden sein mögen, lassen
sich, ebenso wie bei großen Wirtschaftsunternehmen, per Video-Konferenz lösen. Daran
müssten sich die Nostalgiker im BMVg erst einmal gewöhnen.
Die Verschlankung der Bundeswehr ist aktuell beschlossen, einige Dienststellen werden
aufgelöst bzw. räumlich verändert (ebenfalls hoher Kostenfaktor), ob sich allerdings in der
Anzahl der Dienstposteninhaber der Besoldungsgruppen A 16 + und B etwas ändert, ist aus
dem Konzept nicht ersichtlich. Einsparungen ergeben sich schon durch den Verzicht auf
Waffensysteme; dabei sind allerdings die Kosten, die durch Reduzierung der Beschaffungen
entstehen, nicht berücksichtigt (Konventionalstrafen). In der gegenwärtigen Finanzsituati-
on unseres Staates (Euro-Stabilitätspakt) sollten Sparmaßnahmen nur dort eingesetzt wer-
den, wo sie akut notwendig sind.

masnuy
Die Aussage, junge BMVg-Mitarbeiter/-innen stünden Schlange, um nach Berlin ziehen zu
können, verwundert mich doch sehr. Der Begriff „jung“ ist für Angehörige des BMVg relativ.
Selbst junge Mitarbeiter haben bereits Familien mit schulpflichtigen Kindern und sind häu-
fig in der Region sesshaft geworden. Kaum vorstellbar, dass hier viele nach Berlin drängen.
Ich habe Zweifel, ob die Attraktivität des Dienstes und die so häufig beschworene Verein-
barkeit von Beruf und Familie ausreichend berücksichtigt wurden. Ich stimme den anderen
Kommentaren daher zu, es geht hier in erster Linie um Prestige und politische Machtspiel-
chen, es geht nicht um die Sache und erst recht nicht um die betroffenen Menschen.

vo_bonn
Fakt ist nun mal, dass die Bundeswehr reduziert werden muss, da sie zu hohe Kosten verur-
sacht. Davon haben wir alle etwas. Dass sich jetzt die betroffenen Kommunen, die Jahre
lang von den Standorten profitiert haben, zur Wehr setzen, ist verständlich, aber kurzsich-
tig. Mir scheint der Blick von OB Nimptsch realistischer als der des Landrates. Kühn (CDU)
argumentiert mit dem Prestige des Ministeriums, das seinen Sitz nicht in seinem Kreis hat,
der OB (SPD) hingegen hat die Kaufkraft im Blick, die die Beschäftigten auf den Bonner
Markt tragen. Den Rutschbahneffekt kann Bonn mit seiner Selbstüberschätzung trotz sin-
kendem Ansehen (siehe WCCB) nicht verhindern. Erinnert sei nur an den Berliner Coup, die
Museumplatzkonzerte zu torpedieren!

Ulrich
Unterschiedlicher können die Beurteilungen durch einen Landrat und einen OBM nicht sein.
Interessant ist nur, wie ein direkt betroffener OBM offensichtlich mangels Kenntnis der
Grundrechnungsarten zufrieden sein kann. Er macht sich damit zum direkten Fürsprecher
des sogenannten „Rutschbahneffektes“ und lässt sich einzig und allein durch eine Anzahl
von Dienstposten blenden, die nichts mehr mit einer ministeriellen Qualität zu tun haben.
Leider ist nirgendwo eine Zahl zu entdecken, wie viele Dienstposten zurzeit in ganz Bonn
angesiedelt sind, die dann nur andernorts konzentriert werden.
Fakt ist: Bonn kann nicht für sich beanspruchen, von dem Personalabbau verschont zu
bleiben, also Dienstposten insgesamt abgeben zu müssen. Dieses Kompensationsgeschäft
jedoch streut Sand in die Augen und lässt durch rechnerische Winkelzüge die klare Rechts-
lage außen vor. Ist das die Art eines Ministers, der vorher Innenminister war, mit Demokra-
tie umzugehen? Mich sollte es nicht wundern, wenn sich andere Ressorts umgehend mit
dieser Rechenmethode auseinandersetzen und genauso verfahren.
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Diskutieren Sie mit uns! Im Aktionsblog des General-Anzeigers greifen wir regelmäßig

aktuelle Themen auf: http://blog.ga-bonn.de/aktion

Weitere Themen im Aktionsblog:

l Telekom Baskets Bonn – wohin soll das nur führen?

l Kann Steinbrück Kanzler?

l Eine Gesamtschule für Rheinbach?

Bonn bleibt Bonn: Vorerst behält das Verteidigungsministerium
seinen Sitz auf der Hardthöhe
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GUTE FRAGE

Ein paar Fragen an: Eva von Schweinitz
(28). Die Bonner Theater- und Filmema-

cherin hat in der Brotfabrik mit ihrer

Gruppe Pulk Fiktion „Der Rest der Welt“

uraufgeführt. Das Stück über die Medi-

enwelt richtet sich an Kinder ab zehn

Jahren. Zum Thema bietet sie auch

Workshops für Schulen an. Eva von

Schweinitz lebt in Bonn und New York.

Mit welchen drei Worten würden Sie

Ihre Heimat beschreiben?

Klein und gemütlich.

Was ist Ihr Lieblingsplatz?

Auf dem Fahrrad durch Brooklyn.

Und im Internet?

www.thesartorialist.com

Was muss immer im Kühlschrank sein?

Käse und Obst.

Wofür haben Sie zuletzt Geld ausgege-

ben?

Für das Buch „Super Sad True Love
Story“ von Gary Shteyngart. Eine mo-
derne Utopie, mein Lieblingsgenre.

Über welches Geschenk würden Sie

sich freuen?

Eine lebenslange Flatrate für
Massagen.

Woran glauben Sie?

Dass die Natur am Ende alles regelt
und gegebenenfalls irgendwann den
Menschen rauswirft (ein Grund mehr,
sich schon jetzt um sie zu kümmern).

Was wollen Sie noch lernen?

Polnisch, Gitarre und Programmieren.

Wie viele Freunde haben Sie bei

Facebook?

452

Wie viele hätten Sie gerne?

Freunde sind immer willkommen.

Welche TV-Sendung lassen Sie sich nie

entgehen?

Ich habe keinen Fernseher.

Ihr größter Wunsch, der nie in Erfüllung

gegangen ist?

Mal eine Band zu haben.

Welchen Klingelton hat ihr Handy?

Zirpende Grillen

Welche Schlagzeile würden Sie gerne

über sich lesen?

„Die Vision einer Bonnerin wird wahr:
Endlich kann man in unterirdischen
Hochschnelligkeitsröhren in 15 Minu-
ten den Atlantik überqueren.“

Wen würden Sie gerne einmal treffen?

Banksy.

Im nächsten Leben werden Sie?

Physikerin.

Wie fühlen Sie sich gerade?

*-)

GEWINNSPIEL

3 x 1 CD „In meiner Mitte“ von

Annett Louisan: hochwertige Spezial-

Edition mit DVD (Konzerte & Porträt)

Teilnahme: Tel. (0 1379) 88 69 13*

Oder SMS: GAB1; Name & Adresse an

Kurzwahl 1111*. Bis Mo (12h)

* 0,50 Euro (Festnetz/SMS)

Je 1 CD Guanos Apes haben gewonnen:

Nanna Rothhaas, Alfter; Ernie Carla,

Rheinbach; Dietmar Fieger, Bad Honnef
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